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Schwerpunkte des Programms  

von Emmanuel Macron 
(3. März 2017) 

 

Emmanuel Macron (*1977), Kandidat der Bewegung En Marche (EM), hat am 22. Februar erklärt, in welchen 

Bereichen er Ausgaben reduzieren und in welchen Bereichen er investieren möchte, am 2. März 2017 hat er sein 

langerwartetes Programm vorgelegt.  

Staatsfinanzen: Macron möchte an der Vorgabe, dass das Haushaltsdefizit 3% des BIP nicht überschreiten soll, 

festhalten; seine Wachstumsziele sind mit 1,4% für 2017 und 1,8% für 2022 eher vorsichtig. Die öffentlichen 

Ausgaben sollen auf den Durchschnitt der Euro-Zone gesenkt werden, also um 3% des BIP bzw. um 60 Mrd. €. 

Diese Einsparungen sollen in folgenden Bereichen erfolgen: 

 15 Mrd. € im Gesundheitswesen durch Reorganisation des Versorgungsbereichs, Stellen in Hospitälern 

sollen aber nicht gestrichen werden. 

 10 Mrd. € an Arbeitslosenunterstützung durch die Reduzierung der Arbeitslosenquote auf 7% 

 Die Gebietskörperschaften sollen ihre Ausgaben um 10 Mrd. € senken, dürfen aber selbst bestimmen, 

wie sie diese Mittel einsparen.  

 25 Mrd. € bei den Staatsausgaben durch nicht näher bezeichnete Maßnahmen 

Bei den Gebietskörperschaften sollen 70.000 Beamtenstellen wegfallen, auf Staatsebene 50.000, ein Karenztag 

für Beamte soll eingeführt werden. Die Minister der Regierung, die auf 15 Ressorts beschränkt werden soll, 

erhalten strikte Sparauflagen, aber auch die nötige Handlungsfreiheit, sie umzusetzen. 

Parallel zu diesen Sparmaßnahmen möchte Macron einen Investitionsplan über 50 Mrd. € auflegen. 

 15 Mrd. € sollen für Aus- und Weiterbildung v.a. von Jugendlichen und Arbeitslosen eingesetzt werden. 

 15 Mrd. € für den ökologischen und energetischen Wandel. Mit diesem Geld soll auch der Strukturwandel 

in Regionen, in denen z.B. AKWs stillgelegt werden, unterstützt werden. 

 20 Mrd. für die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung, die Landwirtschaft, das Gesundheitswesen 

und das Verkehrswesen 

Die Unternehmenssteuern sollen von 33,3% auf 25%, den europäischen Mittelwert, gesenkt werden. Ca. 80% 

der französischen Haushalte soll die Wohnsteuer erlassen werden, die Kommunen sollen für den Einnahmeausfall 

– ca. 10 Mrd. € jährlich – aus dem Staatshaushalt entschädigt werden. Die Vermögenssteuer soll vereinfacht; 

Anlagen, die der Finanzierung von wirtschaftlicher Aktivität dienen, sollen nicht besteuert werden. 

Europa: Wegen der Sparpolitik besteht nach Ansicht Macrons europaweit ein Defizit an privaten und öffentlichen 

Investitionen. Um diese innerhalb der Euro-Zone anstoßen zu können, fordert er für sie ein Budget, das sich aus 

eigenen Quellen speisen und mehrere 100 Mrd. € betragen soll. Dieses Budget soll von einem Parlament der Euro-

Zone legitimiert und kontrolliert und von einem Minister für Wirtschaft und Finanzen der Euro-Zone gesteuert 

werden. Mit seiner Hilfe könne man auch besser gemeinsam auf Krisen reagieren, dieser Schritt zu mehr 

Integration versöhne Verantwortung und Solidarität.  

Macron geht davon aus, dass die künftige deutsche Regierung erkennen werde, dass das eigene Modell der 

Haushalskonsolidierung langfristig nicht funktionieren könne. Die künftige französische müsse ihrerseits in ihren 

ersten sechs Monaten Deutschland durch Strukturreformen davon überzeugen, dass sie das Vertrauen für eine 

weitergehende fiskalpolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit verdiene. 

Renten: Bis 2022 soll der Renteneintritt mit 62 Jahren oder nach 42 Jahren Beitragszahlungen möglich sein. 

Emmanuel Macron möchte gleich zu Beginn seiner Amtszeit mit den Sozialpartnern über die Einrichtung eines 

universellen Rentensystems verhandeln, das die 37 speziellen Rentensysteme ersetzt und das sowohl für Beamte 

als auch für Angestellte gelten soll.  

Die Arbeitslosenversicherung soll verstaatlicht und in eine universelle Arbeitslosenversicherung umgewandelt 

werden. Künftig sollen auch Arbeitnehmer, die selbst kündigen, Unterstützung bekommen, genauso wie Selbst-

ständige, Handwerker, Händler, Bauern und andere Unternehmer. 

Die Maßnahmen im Schulsystem sollen sich auf die ersten drei Grundschuljahre konzentrieren, da die Grund-

kenntnisse, die an den weiterführenden Schulen vorausgesetzt werden, hier vermittelt werden und 20% der 

Schüler der fünften Klassen nicht ausreichend gut lesen, schreiben und rechnen können. Grundschulen sollen 

künftig selbst über die Methoden entscheiden, mit denen sie diese Kenntnisse vermitteln und das dafür geeignete 

Personal selbst auswählen dürfen. In Problemvierteln sollen die Klassen in den ersten drei Grundschuljahren auf 

12 Schüler verkleinert werden, ihre Lehrer sollen mindestens drei Jahre Berufserfahrung haben. Lehrkräfte die 

dort unterrichten, sollen ein deutlich höheres Gehalt bekommen.  
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